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Die vorbezeichnete Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekännl, daß die im UStG 1967 § 28 
vorgesehene Ubergangsregelung für das Vorratsvermögen im 
Bereich der Textilveredelungsindustrie z.u einer unterschied- 
lichen Behandlung der ein- und mehrstufigen Unternehmen führt, 
wodurch die im alten Umsatzsteuerrecht vom Gesetzgeber aus- 
drücklich normierten Aiisgleichsbestimmungen zwischen ein- und 
mehrstufigen Unternehmen der Textilveredelungsindustrie zum 
wesentlichen Nachteil der die Eigenveredelung betreibenden 
Unternehmen aufgehoben werden, wenn nicht die in § 60 UStDB 
genannten Veredelungsvorgänge insoweit als unschädliche Bc- 
oder Verarbeitungsvorgänge im Sinne des § 28 UStG 1967 
erklärt werden? 


Die bis zum 31. Dezember 1967 geltende Vorschrift des § 61 
UStDB 1951 enthielt eine umsatzsteuerliche Sonderregelung zu- 
gunsten der (einstufigen) Eigenveredler, die erworbene oder 
eingeführte Garne, Zwirne oder Gewebe aller Art im Inland in 
der im § 60 Abs. 2 UStDB 1951 genannten Art veredelten oder 
im Werklohn veredeln ließen. Für steuerpflichtige Lieferungen 
dieser Gegenstände im Großhandel kam - statt des allgemeinen 
Steuersatzes von 4 v. H. - der ermäßigte Steuersatz von 1 v. H. 
zur Anwendung. Hierdurch sollte die durch den Erwerb oder die 
Einfuhr bedingte höhere Umsatzsteuer- bzw. Ausgleichsteuer- 
vorbelastung, die die einstufigen Eigenveredler gegenüber den 
mehrstufigen Herstellern trugen, in etwa ausgeglichen werden. 
Der Bundesregierung ist bekannt, daß eine entsprechende auf 
den Bereich der Textilveredelung zugeschnittene Differen- 
zierung der Entlastung in § 28 UStG 1967 nicht enthalten ist. 
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2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ini § 28 UStG 1967 
vorgesehene Ubergangsregelung auf die uinsatzsteuerliche 
Mehrbelastung des Vorratsvcrmögens der Eigenveredler keine 
Rücksicht nimmt, vielmehr den. ein- und mehrstufigen Veredler- 
betrieben den gleichen Entlastungsbetrag gewährt, wodurch es 
zu einer Benachteiligung im VVelibeworb zu Lasten der Eigen- 
veredler kommt? 


Die übergangsrcgelung für das Vorrdtsvermögen (§ 28 UStG 
1967) nimmt auf die unterschiedliche Umsatzsteuervorbelastung 
der veredelten Garne, Zwirne usw. bei den einstufigen Eigen- 
veredlern einerseits und den mehrstufigen Herstellern anderer- 
seits keine Rücksicht. In beiden Fällen wird eine Entlastung die- 
ser Gegenstände von der alten Bruttoumsatzsteuer nur auf der 
Basis von 120 v. H. des Bilanzwertes gewährt, weil die Ver- 
edlungsmaßnahmen des § 60 Abs. 2 UStDB 1951 Be- oder 
Verarbeitungen im Sinne des § 28 Abs. 2 UStG 1967 darstellen. 
Der Begriff der Be- oder Verarbeitung im Sinne dieser Vorschrift 
bestimmt sich ausschließlich nach § 12 UStDB 1951 und den 
hierzu von Rechtsprechung und Verwaltung entwickelten 
Grundsätzen (vgl. Abschnitt B Nr. 4 Abs. 8 des Einführungs- 
erlasses zu § 28 UStG 1967 vom 3. November 1967 - IV A/2 - 
S 7450 - 50/67 im BStBl. 1967 I S. 374). 

Im übrigen kann die bis zum 31. Dezember 1967 gültige Sonder- 
regelung für Eigenveredler nach § 61 UStDB 1951 hinsichtlich 
ihrer Zielsetzung nicht mit der Übergangsvorschrift des § 28 
UStG 1967 verglichen werden. Durch § 61 UStDB 1951 sollten 
Wettbewerbsverzerrungen, die sich aus dem kumulativen 
Bruttoumsatzsteuersystem ergaben, beseitigt oder gemildert 
werden. 

Dieser Gesichtspunkt hat bei der Schaffung des § 28 UStG 1967 
unstreitig keine Rolle gespielt. Diese Vorschrift hat vielmehr 
den Zweck, die am 31. Dezember 1967 vorhandenen Gegen- 
stände des Vorratsvermögens von der auf ihnen ruhenden 
Bruttoumsatzsteuer weitgehend zu entlasten, um eine an- 
nähernde Wettbewerbsgleichheit gegenüber den Waren herbei- 
zuführen, die nach dem 31. Dezember 1967 eingeführt oder her- 
gestellt worden sind und daher entweder überhaupt nicht oder 
nur unwesentlich mit alter Umsatzsteuer belastet sind. Der 
Gesetzgeber hat für diesen einmaligen Entlastungsvorgang aus 
Gründen der Praktikabilität bewußt ein grobes und verein- 
fachendes Verfahren gewählt und damit in Kauf genommen, daß 
eine vollkommene Entlastung nicht in allen Fällen und Berei- 
chen möglich ist. Es entspricht der Konzeption eines solchen 
pauschal ausgestalteten Entlastungsverfahrens, daß es auf die 
differenzierte umsatzsteueriiche Belastung einer Ware im Ein- 
zelfall nicht ankommen kann. Der Hinweis darauf, daß trotz 
unterschiedlicher Umsatzsteuerbelastungen den einstufigen und 
mehrstufigen Textilvcredlern gleiche Entlastungsbeträge ge- 
währt werden, vermag daher aus der Sicht des § 28 UStG 1967 
nicht zu überzeugen. Es handelt sich hier um ein allgemeines 
Problem des § 28, das überall dort auftritt, wo z. B. der Erwmrber 
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einer Ware noch bestimmte Bearbeitungen an ihr vornimmt. Der 
Bearbeiter einer Ware erhält nach § 28 UStG 1967 immer nur 
eine Entlastung auf der Basis von 120 v. H. des Bilanzwertes und 
zwar ohne Rücksicht darauf, ob es sich um ein einstufiges oder 
mehrstufiges Unternehmen handelt, und auch ungeachtet der 
umsatzsteuerlichen Belastungsunterschiede, die nicht nur im 
Bereich der Textilveredler, sondern auf Grund des bisherigen 
Bruttoumsatzsteuersystems allgemein zwischen den einstufigen 
und mehrstufigen Unternehmen bestanden. 


S Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den von § 59 UStDB 
1951 betroffenen Fällen (Spinnweberzusatzsteuer) im Einfüh- 
rungserlaß zu § 28 UStG 1967 III B 4 (5) und den von § 60 UStDB 
1967 betroffenen Fällen (Anrechnungsverfahren) im Einführungs- 
erlaß zu § 27 UStG 1967 B 8 bereits Rechnung getragen worden 
ist, dagegen für die von § 61 UStDB 1951 betroffenen Fälle 
bisher noch eine befriedigende Regelung fehlt? 


Die den § 59 UStDB 1951 betreffende Regelung in Abschnitt B 
Nr. 4 Abs. 7 des Einführungserlasses zu § 28 UStG 1967 vom 
3. November 1967 - IV A/2 ~ S 7450 - 50/67 (BStBl. 1967 I 
S. 374) sowie die den § 60 UStDB 1951 betreffende Regelung in 
Abschnitt B Nr. 3 des Einführungserlasses zu § 27 UStG 1967 


IV A/2 - S 7440 - 30/67 
IV A/3 - S 7360 - 21/67 


(BStBl. 1968 I S. 169) beinhalten 


eine den Rahmen nicht überschreitende und daher rechtlich 
vertretbare Gesetzesauslegung. Demgegenüber fehlt für eine 
Regelung des Inhalts, daß die Veredelungsmaßnahmen des § 60 
Abs. 2 UStDB 1951 im Bereich der Eigenveredler (§ 61 UStDB 
1951) keine Be- oder Verarbeitungen i. S. des § 28 UStG 1967 
darstellen, die gesetzliche Grundlage. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, durch einen entsprechenden 
Erlaß oder erforderlichenfalls durch gesetzliche Regelung für die 
betroffenen Unternehmen Abhilfe zu schaffen? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine Sonderrege- 
lung zugunsten der Eigenveredler im Rahmen der Entlastung 
der Altvorräte - sei es durch Verwaltungserlaß, sei es durch 
eine Gesetzesänderung - nicht in Erwägung gezogen werden 
sollte. 

Selbst wenn man von den grundsätzlichen rechtlichen Bedenken 
absieht, die gegen eine Sonderregelung sprechen, so muß doch 
berücksichtigt werden, daß eine Begünstigung eines einzelnen 
Wirtschaftszweiges mit großer Wahrscheinlichkeit zu zahl- 
reichen Berufungen führen würde. Dies gilt besonders dann, 
wenn, wie hier, eine verbesserte Entlastung unter Hinweis auf 
die Höhe der tatsächlichen umsatzsteueriiehen Belastung be- 
gehrt wird. Die erstrebte Regelung würde mit Sicherheit dazu 
führen, daß der in § 28 verwendete Begriff der Be- und Ver- 
arbeitung, besonders im Bereich der bisher besonders zuge- 
lassenen und im alten Umsatzsteuerrecht steuerunschädlichen 
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Bearbeitungen, durch weitere von anderer Seite beantragte 
Verwaltungsregelungen weitgehend ausgehöhlt wird. Nach den 
gemachten Erfahrungen wäre darüber hinaus zu befürchten, daß 
auch die Anwendung höherer Vergütungssätze in den Fällen 
begehrt wird, in denen der nach dem Gesetz zur Anwendung 
kommende Vergütungssatz der effektiven Umsatz- oder Aus- 
gleichsteuerbelastung einer Ware im Einzelfall nicht gerecht 
wird. Die Verwaltung hat bisher stets den Standpunkt vertreten, 
daß es auf die effektive umsatzsteueiiiche Belastung einer Ware 
nach der Konzeption des § 28 UStG 1967 nicht ankommt. Sie 
würde sich daher dem Vorwurf einer ungleichmäßigen steuer- 
lichen Behandlung der Entlastungsfälle aussetzen, wenn sie 
nunmehr - aus welchen Gründen auch immer - für den Wirt- 
schaftsbereich der Eigenveredier eine andere Auffassung ver- 
treten würde. 

Auch eine Sonderregelung im Wege der Gesetzesänderung kann 
nicht befürwortet werden. Die Entlastung der Altvorräte ist mit 
Ablauf des Jahres 1968 praktisch abgeschlossen. Es erscheint 
daher wenig sinnvoll, den § 28 UStG 1967 wenige Monate vor 
diesem Zeitpunkt - oder möglicherweise noch später - erneut 
zum Gegenstand eines Gesetzgebungsverfahrens zu machen. 
Der durch § 28 UStG 1967 angestrebte Effekt eines möglichst 
reibungslosen Übergangs von der Bruttoumsatzsteuer zur Mehr- 
v/ertsteuer auf dem Gebiete des Vorratsverinögens ließe sich 
allein schon wegen der vorgerückten Zeit nicht mehr verbessern. 
Eine Änderung des § 28 UStG 1967 würde nur neue Unruhe in 
der Wirtschaft hervorrufen und mit Sicherheit zahlreiche weitere 
Änderungsanträge der Wirtschaitskreise auslösen. 


Für den Bundesminister der Finanzen 
Der Bundesminister für Wirtschaft 
In Vertretung 

Dr. Arndt 
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